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Es iſt nun zunächſt eine ganz beſondere Aufgabe von „Cultur⸗ 
polizei“, welche Hirth dem Staate zugemeſſen wiſſen will. Er be⸗ 
zeichnet nämlich als Culturpolizei die geſammte auf das Gleichgewicht 
der Concurrenzfähigkeit der Bevölkerung und auf die Normirung der 
jedem jungen Staatsbürger zu gebenden Bildung gerichtete Thätigleit 
des Staats. N 

Das Hauptgebiet dieſer Culturpolizei iſt die Beſchaffung des 
Unterrichtes für die Jugend. Auf dieſem Felde beſonders zeige es ſich 
recht deutlich, wie ſchwer es ſei, eine Wahrheit, einen Rechtsgrundſatz 
ins Leben einzuführen ohne den energiſchen Willen und den ſtarken 
Arm des Staats. 

Die Beſchaffung des Unterrichtes iſt ſeiner Ganzheit nach Sache 
des Staats, directe Aufgabe desſelben, und die Theilung der Schul⸗ 
finanzverwaltung zwiſchen Staat und Gemeinde u. |. w. eine Ver⸗ 
kehrtheit. Denn unter der Herrſchaft letzteren Princips ſehen wir unter 
den Augen und mit Zuſtimmung des Staates mehr und mehr eine 
großartige Verſchiebung der Culturverhältniſſe des Volkes ſich voll⸗ 
ziehen. Der Staat zwingt ſeine Angehörigen zur Cultur; aber das 
Maß, das er anlegt und gewährt — alſo das, worauf es ſchließlich 
ankömmt — richtet ſich nicht nach dem Bedürfniß, ſondern nach dem 
Geldſäckel der Leute. Gewährt ſchon die häusliche Erziehung dem Kinde 
bemittelter und gebildeter Eltern eine größere Lebensmitgift als dem 
armen Taglöhnerkinde, ſo wird durch die verkehrte Theilung der 
Schulfinanzverwaltung zwiſchen Staat und Gemeinde oder Staat und 
Kreis das Verhältniß noch ungleicher, was um fo mehr ins Gewicht 
fällt, als es ſich hier nicht etwa bloß um die Benachtheiligung ein⸗ 
zelner Individuen ſonderu ganzer Gemeinden, ja ganzer Gegenden 

andelt. 

N Entweder hat der Staat die Culturpolizei zu üben oder nicht; 
entweder liegt ihm die Pflicht der Volksbildung ob oder nicht. Hat 
er das Recht und die Pflicht der Culturpolizei, ſo hat er auch die 
Pflicht, die als richtig erkannten culturpoltzeilichen Grundſätze allen 


Staatsangehörigen gegenüber gleichmäßig durchzuführen. Auf anderen 
Gebieten des Verwaltungsrechtes iſt man längſt dahin gekommen, daß 
für die Durchführung ſtaatlicher Obligationen die geſammte Steuer⸗ 
kraft des Staates in Anſpruch genommen wird. Was würde man z. 
B. dazu ſagen, wenn jedes Dorf von 1000 Einwohnern nicht nur 
ſeine 10 Mann regelmäßig beim ſtehenden Heere haben, ſondern auch 
die zugehörigen 2250 Thlr. jährlich baar zu den Militärkoften bei⸗ 
tragen ſollte? Ueberall ſtrebt man danach hin, die Kopfſteuern durch 
gerechtere Einſchätzungen zu erſetzen, nur nicht auf dem wichtigſten Ge⸗ 
biete der Staatsverwaltung, naͤmlich dem der Culturpolizei. Alles iſt 
hier ſpontan; in der That aber wird die Culturfürſorge in den engſten 
Gemeinſchaften nach der Steuerſcala bemeſſen. Ich verſtehe nicht recht, 
aus welchem inneren Grund gerade die allerwichtigſte Staatsaufgabe, 
die Erhaltung und Mehrung der nationalen Cultur, zum Prüfſtein 
für die wirthſchaftliche Selbſtverwaltung von Kreiſen oder ſelbſt von 
Provinzen gemacht werden ſoll. Alles, was gegen die kleinen Schul⸗ 
ſocietäten vorgebracht werden kann, gilt ja auch vom Kreis- und Pro⸗ 
vinzialverband, da es ärmere und reichere, dichter und dünner bevöl⸗ 
kerte Kreiſe und Provinzen gibt. Die Betheiligung von Kreis⸗ und 
Gemeindevertretung an der Schulaufſicht läßt ſich ja wohl eben ſo 
vertheidigen und empfehlen, wie ihre Zuziehung bei der Durchführung 
anderer Staatsaufgaben, obwohl gerade auf dieſem Gebiete das Sy⸗ 
ſtem der Selbſtverwaltung doch ganz andere Zuſtände vorausſetzt, als 
ſie in einzelnen Partien unſeres Vaterlandes beſtehen; ja in manchen 
Gegenden ſcheint mir das Senne im Sinne der allgemeinen 
Rechtsgleichheit ſchlechterdings unausfährbar ohne vorherigen gründ⸗ 
lichen Culturſchub der Bewohner. Aber auch wenn unſer Volk durch⸗ 
weg ſo reif wäre, um ohne Schädigung der nationalen Zuſammenge⸗ 
hörigkeit und der nationalen Grundgeſetze ſich in einigen hundert 
Kreiſen „ſelbſt zu regieren“, ſo würde es doch nicht angehen, jedem 
einzelnen dieſer Kreiſe die Beſchaffung der Mittel zur felbſtſtändigen 
Durchführung von nationalen Aufgaben zu überlaſſen, oder nun gar 
ihnen vorzuſchreiben, wie ſie jene Mittel aufzubringen haben. Wenn 
das Volksſchulweſen überall gleich organiſirt, auf gleiche Höhe gebracht 
werden ſol, fo werden die laufenden Ausgaben für dasſelbe um fo 
bedeutender ſein, je dünner die Bevölkerung, je größer die Anzahl der 
Wohnplätze im Verhältniß zur Einwohnerzahl — da man den klei⸗ 
neren Gemeinden eben ſo gute Lehrer und Schuleinrichtungen geben 
muß, wie den größeren; in ſchwach bevölkerten und armen Gegenden 
wird daher auf den Kopf ein höherer Betrag entfallen, als in ſtark 
bevölkerten Gegenden und namentlich in größeren Städten. Indem 
nun der Staat jeden Kreis zwingt, für die Koſten ſeiner Volksſchulen 
nach der allgemeinen Norm aufzukommen, ſo adoptirt er nicht nur 
für ſeine gleichberechtigten Theile das Syſtem der Matricularbeiträge, 
ſondern er verſchaͤrft den Charakter derſelben noch dadurch, daß er die 
ärmeren Kreiſe, anſtatt ihnen Nachläſſe zu gewähren, bedeutend prä⸗ 
gravirt. — 


Wir müſſen aber auch ein den großen Culturaufgaben entſpre⸗ 
chendes Culturbudget in den Staatshaushaltsplan aufnehmen. Freilich, 


fo gelegentlich bei Etatsberathungen und mit allmäligen Gehaltsauf⸗ 
beſſerungen werden wir niemals dazu kommen. Es bedarf eines groß⸗ 
artig angelegten, tief einſchneidenden Organiſationsplanes; die Fan. 
ziellen Conſequenzen ſtehen in zweiter Linie. Bisher hat man, wenn 
es ſich um die Grundlage alles Staatswohles, die Volkscultur, han⸗ 
delte, immer gefragt: „wie viel haben wir bei unſerer mangelhaften 
Beſteuerungsform dafür noch übrig“; ich möchte, daß jetzt gefragt 
würde: „wie viel müſſen wir unter allen Umſtänden auf dem Wege 
gerechter Beſteuerung ſchaffen, um den Culturſtaat anszubauen“. 

Die beſte „Culturpolizei“ wird indeſſen allein nicht ausreichen, 
die ſociale Frage zu löſen, wenn mit ihr nicht eine großartige Re⸗ 
form des geſammten öffentlichen Rechts Hand in Hand geht. Als 
Freihändler vom reinſten Waſſer huldige ich allerdings dem Ideal des 
wirthſchaftlichen „laissez faire“ und „laissez passer“ und mißbillige 
es, wenn man, auf dem Plane unſerer heutigen ungeſunden Ent⸗ 
wickelung in die Enge getrieben, dieſes Ideal verläugnet oder verun⸗ 
glimpfen läßt. Aber von der Verwirklichung desſelben kann doch fo 
lange noch keine Rede fein, als der Staat weder Cultur⸗ noch Rechts⸗ 
gleichheit gewährt. Es iſt ſo erklärlich wie entſchuldbar, daß man die 
Einführung der bloßen Worte Freiheit und Gleichheit für identiſch 
hielt mit der menſchlichen Eigenſchaft ſelbſt, die eben doch nur müh⸗ 
ſam erworben wird; das iſt ja das Loos faſt aller großen und guten 
Ideen, daß ihre keimende Kraft, in ſandigem Boden gemeſſen, zuerſt 
verkannt und von den Kurzſichtigen verworfen wird, um erſt ſpäter 
genießbare Früchte am goldnen Baume des Lebens zu treiben. Der 
Boden aber, in den wir pflanzen, iſt der Menſch, von welchem das 
Wort gilt „Erziehung iſt Alles“; und ein Staat, dem die Erziehung 
nichts oder wenig iſt, wird immer ein ſteriles Verſuchsfeld ſelbſt für 
beſcheidene Freiheitsideale bleiben. 

Nationalökonomiſche Formeln haben ſtets etwas Bedenkliches, 
wäre es auch nur, weil ſie den Glauben an unabänderliche Geſetze 
kryſtalliſiren da, wo ewiges Wachsthum, ewige Veränderung herrſcht 
und mit jeder neuen Geſtaltung ein neuer Factor gegeben iſt. Die 
Verlockung, für das Verhältniß zwiſchen Rechtsordnung und Cultur 
in ihrer Bedeutung für das Individuum einen einfachſten Ausdruck 
zu ſuchen, iſt groß genug; einen Ausdruck für die Idee, daß der Kern 
der ſocialen Frage eigentlich weiter nichts iſt, als die Differenz zwi⸗ 
ſchen der grundrechtlichen Lebenserwartung und der wirthſchaftlichen 
Erfüllung und bezüglich der Mittel: das Defteit an ſocialer Con⸗ 
eurrenzfähigkeit. Man konnte wohl ſagen, daß dieſe letztere ſich — ab⸗ 
geſehen von der Verfügung über materiellen Beſitz — zuſammen⸗ 
ſetze aus der perſönlichen Rechtsfähigkeit und dem Culturcapital; da 
die bloße geiſtige und leibliche Befähigung kein Factor im Kampfe 
ums Daſein iſt, wenn ſie nicht zum Träger der Cultur, des ſocialen 
und wirthſchaftlichen Wiſſens und. Könnens und der anerkannt guten 
Sitte wird. Wollten wir etwa den Genuß der vollkommenſten Rechts⸗ 
gleichheit == 1, und die Verfügeig über ein normales, den geſteiger⸗ 
ten Anforderungen der Gegenwrt entſprechendes Culturcapital eben⸗ 
falls — 1 ſetzen, ſo wäre die Concurrenzfähigkeit des mittleren Cul⸗ 
turmenſchen im Rechtsſtaat 14 1 1; das Product aber würde 
größer und kleiner werden nach Maßgabe der beiden Factoren. 

Vor allen Dingen iſt der Anſicht entgegenzutreten, als ob mit 
der bloßen Einführung ſogen. Grundrechte, der Freizügigkeit, Gewer⸗ 
befreiheit ꝛc. wirklich durchgreifende Rechtsgleichheit hergeſtellt wäre; 
ſo ohne Weiteres laſſen ſich die Geſetze der Statik und Mechanik 
nicht auf den Staat übertragen. Es iſt falſch, ſich die ſtaatliche Ge⸗ 
ſellſchaft als einen flüſſigen Körper mit frei beweglichen Atomen zu 
denken; wir Menſchen ſind keine ätheriſchen Weſen, die ſich Engeln 
gleich bedürfnißlos und mit Blitzesſchnelle im Weltraum bewegen; ſchwer⸗ 
fällig, w'e wir find, haben wir auf Schritt und Tritt die Natur zu über⸗ 
winden, unſere Ernährung iſt bedingt durch feſte Niederlaſſungen, 
das geſellſchaftliche Zuſammenleben ſetzt zahlreiche Einrichtungen und 
Veranſtaltungen voraus, für die wir mit gemeinſamen Kräften aufkommen 
müſſen. Die gerechte Vertheilung der aus dieſer Organiſation ent⸗ 
ſpringenden Pflichten und Rechte iſt daher ein mindeſtens ebenſo wich⸗ 
tiger Beſtandtheil der Rechtsgleichheit, wie die Freiheit der Perſonen⸗ 
bewegung. 

Man kann, vom Standpunkte des Individuums, die Rechts⸗ 
fähigkeit als eine paſſive und active unterſcheiden. Die paſſive Rechts⸗ 
fähigkeit umfaßt die Obligationen gegen den Staat, die active dage⸗ 
gen des letzteren Verpflichtungen gegen das Individuum; für beide 
Seiten der Rechtsfähigkeit gilt der Grundſatz der Allgemeinheit und 
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Gleichheit, mit der Maßgabe, daß zwar das Individuum auf einzelne 
Rechtswohlthaten verzichten kann, daß aber der Staat ſeine Rechts⸗ 
anfpräche nur der Geſammtheit, nicht willkürlich einzelnen Judividuen 
gegenüber fallen laſſen darf. Die Rechtsfähigkeit des Staates hat 
daher einen durchweg obligatoriſchen, diejenige des Individuums einen 
theilweiſe facultattven Charakter. Es iſt dies eine ganz unveräußer⸗ 
liche Eigenſchaft des Rechtsſtaats. 

Die paſſive Rechtsfähigkeit des Individuums, auf deren Ab⸗ 
grenzung in conſtitutionellen Staaten jeder Einzelne mit einwirken 
kann oder doch einwirken können ſollte, ſezt ganz nothwendig Be⸗ 
ſchränkungen ſowohl der perſönlichen Freiheit als des Vermögens 
voraus. Man mag ſich drehen und wenden, wie man will, jede 
Staatsumlage, jede Steuer iſt und bleibt eine Vermögensbeſchränkung, 
jede obligatoriſche perſönliche Leiſtung im öffentlichen Intereſſe eine . 
Beſchränkung der Freiheit. Erwägen wir aber, daß das Staatsleben 
unmöglich ſtille ſtehen kann, daß der ſtaatliche Geſammtwille fouve- 
rain iſt und daß ſich noch gar nicht abſehen läßt, wohin die gegen⸗ 
wärtige Entwickelung führen wird, ſo erſcheint der neuerdings wieder 
erhobene Streit, ob und wie weit das Privateigenthum „abſolut“ 
ſei, recht müßig. Eine Beſchränkung desſelben darf im Rechtsſtaat 
nur durch und für den Staat nach dem Grundſatze ſtrengſter Ge⸗ 
rechtigkeit vorgenommen werden; daß Maß dieſer Beſchränkung aber 
entſpricht genau dem Umfange der Aufgaben, welche durchzuführen 
der Geſammtwille für nöthig hält. Ganz ebenſo verhält es ſich mit 
der perſönlichen Freiheit. Von abſoluter Entwickelung dieſer wie des 
Privateigenthums kann daher nie die Rede ſein; ſo lange Staaten 
exiſtiren, war das nicht der Fall und wird nie der Fall ſein. Das 
Privateigenthum wird aber um ſo ſicherer ſich eines wenig beſchränk⸗ 
ten Daſeins erfreuen können, als ſeine Inhaber mit allem Einfluß 
dahin ſtreben, die Staatslaſten gerecht zu vertheilen. 

Wem die unbeſtreitbare ſouveräne Gewalt des Staates über 
das Privateigenthum indeſſen nicht ausreicht, um die Beſchränkung. 
desſelben zu öffentlichen Zwecken prineiptell zu rechtfertigen, wem 
alle Steuern und Abgaben etwa nur als ein nothwendiges Uebel und 
die Gerechtigkeit ihrer Vertheilung als eine nur nebenſächliche Rück⸗ 
ſicht erſcheint, dem kann man zum Ueberfluß auch mit anderen Grün⸗ 
den aufwarten. Jeder Beſitz iſt ja doch nur möglich durch den Staat, 
durch ſeine Rechtsordnung, ſeinen Schutz nach außen und innen, 
durch die Sicherung des allgemein menſchlichen Culturcapitals, durch 
die Gewährung von Bildungs- und Verkehrsmitteln u. |. w. Die all⸗ 
tägliche Erfahrung lehrt, daß der Vermögenserwerb durchaus nicht 
allein von dem Fleiß und der perſönlichen Tüchtigkeit abhängt, eine 
eben ſo große Rolle ſpielt dabei die Geſchicklichkeit in der Benützung 
von Conjuncturen und ſelbſt von Schwächen der Geſetzgebung und 
der ſocialen Verwaltung, mit einem Worte die Speculation, welche 
nur möglich iſt in der ſtaatlich organiſirten Geſellſchaft; durch die 
Speculation aber werden. wenn nicht die meiſten, ſo doch die größ⸗ 
ten Vermögen erworben. Man ſetze den erſten beſten europäiſchen 
Millionär unter ein heiteres Völkchen von Anthropophagen und er 
wird gern Alles hingeben, wenn man ihm nur die Exiſtenz eines 
Holzhackers läßt. a 

Der Staat iſt bei jedem privaten Vermögenserwerb zwar ſtiller, 
aber ſehr einflußreicher Theilnehmer und kann zu ſeinem Genoſſen⸗ 
ſchafter mit Recht ſagen: „Was Du haſt und gewinnſt, haſt und ge⸗ 
winnſt Du mit mir und durch mich“. Eine gerechte Beſteuerung aber 
erſcheint hiernach nicht mehr als ein fatales Recht des Staates, ſon⸗ 
dern als eine heilige Pflicht, deren ſtrenge Erfüllung allein das wider 
Willen an den Armen und Schwachen begangene Unrecht ausſöh⸗ 
nen kann. 

Unſer Steuerweſen, der wichtigſte Zweig der paſſiven Rechts⸗ 
fähigkeit und Rechtsgleichheit, leidet am meiſten unter der Unklarheit 
des Staatsbegriffes. Erkennt man mit uns an, daß der Staat einer⸗ 
ſeits und ſeine Angehörigen andererſeits eine Art Erwerbsgenoſſenſchaft 
bilden, deren Bilanz doch ein rationeller Vertheilungsplan zu Grunde 
liegen müßte, mit der Maßgabe, daß der Geſammtantheil des Staates 
genau dem Aufwande zu gemeinſchaftlichen Zwecken zu entſprechen 
hätte, — ſo wird Einem das herrſchende Steuerſyſtem in ſeiner gan⸗ 
zen Verkehrtheit klar. Eigentlich kann man von einem „Syſtem“ hier 
überall nicht ſprechen, da weder nach der Tiefe noch nach der Breite 
ein gemeinſamer Plan zu entdecken iſt. Nicht einmal die Bequemlich⸗ 
keit der Steuererhebung iſt als leitende Rückſicht überall zu erkennen, 
obwohl ſie unbedingt eine größere Rolle ſpielt, als die Gerechtigkeit; 


denn wir ſehen in vielen Stücken, daß ſich der Staat die Eincaſſtrung 
feiner „Gewinnantheile“ ſehr ſauer werden läßt. 

Es iſt nicht übertrieben, wenn ich von unſerem geſammten 
Steuerweſen ſage, daß es eine Perſiflage der Gerechtigkeit bildet Da⸗ 
für laſſen ſich hundertfältige Beweiſe beibringen, gegen die alle angeb⸗ 
lichen Zweckmäßigkeitsvorwände in ihr armſeliges Nichts zuſammen⸗ 
fallen. Aus dem unendlich reichen Material führe ich hier nur an, daß 
z. B. die Erhebung von Eingangszöllen nicht nur eine zufällige Kopf⸗ 
ſteuer begründet, welche die Armen in der Regel ungleich härter als 
die Reichen trifft, fondern daß die zollamtlichen Einrichtungen und 
Controlen nothwendig auch künſtliche Verſchiebungen des Verkehrs mit 
ſich bringen, indem fie die Concurrenz im Großhandel mit ſteuerpflich⸗ 
tigen Gegenſtänden auf große Capitalien beſchränken, durch Steuer⸗ 
credite und dgl. einzelne Händler und Fabricanten, durch das Syſtem 
der Niederlagen einzelne Orte und Gegenden begünſtigen: alſo wieder 
und wieder Schutzzölle und Monopole. In ähnlicher Weiſe, wie die 
Zölle, wirken die ſogenannten inneren Verbrauchſteuern, die Gewerbe-, 
Grund⸗ und Gebäudeſteuern und eine große Anzahl von Stempelab⸗ 
gaben. Hier thut ſich ein weites Feld für fruchtbare Forſchungen auf: 
Forſchungen nach der Harmonie der beſtehenden Geſetze und Inſtitu⸗ 
tionen mit dem Grundſatze der Rechtsgleichheit, der der Theorie nach 
unſer geſammtes Staatsleben beherrſchen ſoll. Von ganz beſonderem 
Werthe wäre eine Unterſuchung, in welchem Grade die beſtehenden 
Steuern auf die Conjuncturen und Preisſchwankungen des Waaren⸗ 
und Arbeitsmarktes einwirken. Darüber herrſcht kein Zweifel, daß die 
Conſumenten mehr indirecte Steuern entrichten müſſen, als die Pro⸗ 
ducenten an den Staat zahlen; die Differenz aber trägt jedenfalls 
nicht dazu bei, die Volkswirthſchaft geſunder zu machen; vielmehr 
dürfte ſie im Weſentlichen der Bereicherung jener großen Claſſe von 
Leuten zu Statten kommen, die, als routinirte Spieler ſich zwiſchen 
Angebot und Nachfrage drängend, nur von der Agiotage leben und 
ſpielend eben ſo viele Millionen gewinnen, wie die Geſammtheit verliert. 

Erwägt man nun aber, daß das principloſe „Anzapfen des Ver⸗ 
kehrs“, wie man die indirecte Beſteuerung wohl nennen kann, nicht 
bloß ungerecht und unwirthſchaftlich iſt, ſondern auch den Staat um 
fein Höchſtes — um das Anſehen feiner Perſönlichkeit — bringt und 
der Mißachtung öffentlicher Intereſſen ſo wie der Corruption Thür 
und Thor öffnet, dann kömmt man dazu, die Herbeiführung einer 
wirklich gerechten Beſteuerung als eine wahre Wohlthat für die Ge⸗ 
ſellſchaft zu betrachten. Das kann aber nur durch eine directe pro⸗ 
greſſive Einkommenſteuer ſein. 

Ja, eine progreſſive Einkommenſteuer, und zwar mit recht aus⸗ 
giebigen Progreſſionen. Es entſpricht nicht den wirklichen Erwerbsver⸗ 
hältniſſen, wenn ein und derſelbe Procentſatz für die Beſteuerung 
niedriger und ſehr hoher Einkommen feſtgeſetzt wird, wie z. B. im 


Entwurf des neuen Preußiſchen Geſetzes 3 Procent für alle Einkom⸗ 


men über 1000 Thaler, wobei noch dazu bei ſolchen über 80 000 
Thlr. ein (ſteuerfreier) Spielraum von 20.000 Thlr. gewährt iſt, für 
welche Summe alſo zwanzig einzelne Steuerpflichtige mit je einem 
Einkommen von 1000 Thlr. zuſammen 600 Thlr. an die Staats⸗ 
caſſe zahlen müßten. Laſſen ſich derlei Nachläſſe und Prägravatio⸗ 
nen ſchon mit der Rechtseinſicht des geſunden Menſchenverſtandes nicht 
in Einklang bringen, fo muß vor der wiſſenſchaftlichen Kritik das 
ganze Syſtem des feſten Procentſatzes überhaupt fallen. Forſchen wir 
nämlich der Entſtehung der verſchiedenen Einkommen nach, ſo finden 
wir leicht, daß bei der Gewinnung derſelben die perſönliche harte Ar⸗ 
beit ihrer Inhaber außerordentlich ungleichmäßig betheiligt iſt. Es liegt 
aber auf der Hand, daß der Staat ein bei weitem höheres Anrecht 
auf das relativ mühelos, durch ererbte Capitalien, Speculationen ꝛc. 
gewonnene Einkommen ſeiner Angehörigen hat, als auf dasjenige, 
welches als die Frucht harter Arbeit anzuſehen iſt. Die Arbeit, der 
Kampf ums Daſein allein erhält den Staat, der ſeinerſeits wieder 
die Frucht der Arbeit privatrechtlich ſicherſtellt; ſo kann man mit Fug 
ſagen, daß der Genuß des Beſitzes nur möglich iſt durch die ſtaat⸗ 
erhaltende Kraft der arbeitenden Geſammtheit. Gewiß iſt es unmög⸗ 
lich, zu unterſcheiden, wo hier das Reſultat der harten Arbeit anfängt, 
wo es aufhört; aber recht wohl kann man ſo argumentiren: daß der 
nothdürftige Lebensunterhalt als Frucht der Arbeit noͤthigenfalls auch 
ohne den Schutz des Staates und ohne die Organiſation der Geſell⸗ 
chaft gewonnen werden könne, daß aber die Anſammlung und ſichere 
Exiſtenz größeren Vermögens und der mit der Möglichkeit, Andere 
dienſtbar zu machen, verbundene reichere Lebensgenuß ohne jenen 
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Schutz und jene Organiſation nicht denkbar ſei. Es iſt daher voll⸗ 
kommen gerecht, wenn der Staat ſeinen Antheil an dem Gewinn 
ſeiner Angehörigen nach dem Intereſſe bemißt, welches die letzteren an 
der Aufrechthaltung ſtaatlicher Ordnung haben; dieſes Intereſſe aber 
wächſt mit der Höhe der ſchutzbedürftigen Vermögensobjecte progreſ⸗ 
ſiv — ich ſage dieſes Intereſſe der einzelnen Beſitzenden wächſt 
progreſſiv, nicht der Aufwand des Staates zum Schutze des 
Eigenthums. Man kann unmöglich den Preis dieſes Schutzes nach 
den marktgängigen Regeln des Angebots und der Nachfrage beſtim⸗ 
men wollen, den Preis zu beſtimmen iſt lediglich Sache des Staates. 
Nach alledem erſcheint es als ein Act weiſer und gerechter Wirth⸗ 
ſchaftspolitik, Einkommen und Bermögen der Staatsbürger in wach⸗ 
ſenden Procentſätzen zu beſteuern, ſo zwar, daß ihren Inhabern immer 
noch Mittel zum Luxus und zur Verſchwendung genug übrig bleiben, 
daß es ihnen aber nicht möglich wird, den Staat in eine Anzahl von 
Privatdomainen zu verwandeln. Wie weit man die Progreſſionen nach 
oben ausdehnen will, hängt ſelbſtverſtändlich von einer großen Anzahl 
ſpecieller Erwägungen ab. 

Außer dem Steuerweſen umfaßt nun die paſſive Rechts⸗ 
fähigkeit noch eine Reihe von Verpflichtungen zu perſönlichen Dienſt⸗ 
leiſtungen an den Staat, zu Zwecken der Vaterlandsvertheidigung und 
der inneren Verwaltung, einſchließlich der Betheiligung an der Rechts⸗ 
ſprechung. Es iſt mit Genugthuung zu conſtatiren, daß dieſer Theil 
der öffentlichen Rechtsfähigkeit in einer, unſeren eigenthümlichen Cul⸗ 
turverhältniſſen entſprechenden Entwicklung begriffen iſt. Denn das iſt 
offenbar, daß alle dieſe Dienſtleiſtungen ganz weſentlich von der per⸗ 
ſönlichen Befähigung abhängen, welche wiederum ein Product der Er⸗ 
ziehung iſt. Bei dem gegenwärtigen Zuſtand unſerer Volksbildung 
darf es uns nicht wundernehmen, daß die Dauer der Präfenz im 
ſtehenden Heere nicht für Alle dieſelbe ſein kann, und daß, weil die 
mangelhafte Vorbildung der Dienenden im Allgemeinen eine ſehr 
lange Ausbildung im Heere erfordert, überhaupt nicht alle Fähigen 
eingeſtellt werden können. Dasſelbe gilt vom Dienſt in der commu⸗ 
nalen Selbſtverwaltung, in der ſtaatlichen Finanzverwaltung (bei den 
Einſchätzungscommiſſionen), im Juſtizdienſt (bei Geſchwornen. und 
Schöffengerichten). Die zu dieſen Dienſten Befähigten und Herange⸗ 
zogenen bilden einen fo geringen Procentſatz von der Geſammtbevöl⸗ 
kerung, daß immerhin einige Schönfärberet dazu gehört, um jene in 
der Tendenz volksthümlichen Inſtitutionen des ihnen in ihrer jetzigen 
Ausführung anhaftenden ariſtokratiſchen Gepräges zu entkleiden. Ein 
weiterer Ausbau im Sinne des „gleichen Rechts für Alle“ iſt hier 
unzertrennlich von der Entwicklung unſerer Culturpolizei. 

Viel ſelbſtſtändiger iſt die active Rechtsfähigkeit zu be⸗ 
handeln. Ich begreife darunter die Theilnahme an allen vom Staate 
geſchaffenen oder unterhaltenen Einrichtungen, und die Vornahme aller 


im Staate erlaubten Handlungen und Bewegungen der Perſonen, 


und zwar Beides nach dem Grundſatze der ſtrengſten Gerechtigkeit 
gegen Alle. Daraus folgt unabweislich, daß die active Rechtsfähigkeit 
im modernen Staat unmöglich der Willkür anheimgegeben werden 
kann, ſondern Gegenſtand ſorgfältiger Rechtsordnung und wirkſamer 
Rechtshilfe ſein muß. Das gilt umſomehr, je weiter man die Gren⸗ 
zen der perſönlichen Freiheit zieht, je entſchiedener man für das wirth⸗ 
ſchaftliche „laisser aller“ eintritt, es ſei denn, daß man damit zum 
Fauſtrecht zurückkehren möchte. Im Rechtsſtaat kann die Freiheit nur 
wachſen als Recht; aber was iſt mir dieſes, wenn ich nicht zugleich 
das Recht habe, Andere an der Beeinträchtigung meines Rechts 
zu verhindern? Alle gegentheiligen Anſichten beruhen auf Unklarheit 
der Begriffe, namentlich auf ganz verkehrter Vorſtellung vom Weſen 
des Staates. Betrachtet man, wie dies mehr und mehr geſchieht und 
durch die thatſächlichen Verhältniſſe begründet iſt, den Staat als ein 
reales Ganzes, in dem jeder Einzelne die volle Rechtsfähigkeit ge⸗ 
nießt und ſeinen vollen Antheil an der allgemeinen Rechtsbildung hat, 
dann kommt man nothwendig dahin, daß von dem Einzelnen Garan⸗ 
tien für die Durchführung des Rechts nicht nur in ſeinem eigenen 
Privatperkehr, ſondern auch in den Beziehungen Anderer zu einander 
gefordert werden können; indem er jede Rechtsverletzung zu verhüten 
oder doch zur Strafe zu ziehen im Stande iſt, wehrt er an ſeinem 
Theile dem Hereinbrechen der Rechtsverwilderung, die früher oder ſpä⸗ 
ter auch ihm und ſeinen Rachkommen Verderben bringen kann. „Recht 
iſt unausgeſetzte Arbeit, und zwar nicht etwa bloß der Staatsgewalt, 
ſondern des ganzen Volkes“ (Ihering). 

Man kann wohl die active Rechtsfähigkeit als eine politiſche 


und volkswirthſchaftliche, oder als eine publiciſtiſche und privatrecht⸗ 
liche unterſcheiden; indeſſen können und dürfen alle derartigen Unter⸗ 
ſcheidungen nichts an dem Grundſatze der Rechtsgleichheit ändern, 
Vom Geſichtspunkte des Individuums ſtellt ſich das Recht im Staat 
als eine einzige untrennbare Lebensbedingung dar, wonach Begün⸗ 
ſtigungen oder Prägravationen nicht ſtattfinden dürfen. Ganz ver⸗ 
werflich aber iſt die Auffaſſung, als ob die Durchführung der Rechts⸗ 
gleichheit auf die directen Beziehungen der Staatsangehörigen 
unter ſich oder zum Staat zu beſchränken ſei; die Forſchung 
nach der Erfüllung jener Grundbedingung iſt vielmehr überall un⸗ 
erläßlich, wo überhaupt der Staat feine ordnende Hand anlegt, fo 
daß eigentlich gar kein Act der Gefetzgebung und Verwaltung denkbar 
iſt, wo nicht mit Erwägungen der Nützlichkeit und des Bedürfniſſes 
die Rechtsfrage concurrirt, mit der Maßgabe, daß das Recht üherall 
vorgeht, daß das, was nicht für gerecht, auch nicht für gut erkannt 
werden kann. a 

Gegen dieſe Grundwahrheit wird noch unendlich viel geſündigt, 
theils aus Unverſtand, theils aus egoiſtiſchem Intereſſe. Wie oft hören 
wir, daß dieſe oder jene Frage — z. B. die Banknotenfrage — gar 
keine Rechtsfrage, ſondern eine volkswirthſchaftliche Angelegenheit ſei, 
welche eine Entſcheidung allein nach den Bedürfniſſen des „Verkehrs“, 
der „Induſtrie“ ꝛc. erfordere — als ob es eine Induſtrie ohne Men⸗ 
ſchen, und als ob es im Rechtsſtaat Menſchen ohne den Ausſpruch 
auf Rechtsgleichheit gäbe! Aus ähnlicher Begriffsverwirrung erklären 
fich ſo manche Mißſtände unſerer ſocialen und volkswirthſchaftlichen 
Geſetzgebung, z. B. auf dem Gebiete des Actienweſens, der Eiſenbahn⸗ 
conceſſionen, des Verſicherungsweſens u. ſ. w. Zu Hunderten laſſen 
ſich die Beiſpiele aufzählen, wo man hier Rechte der Geſammtheit, 
alſo Rechte jedes Staatsangehörigen, caffirt und willkürlich auf ein⸗ 
zelne Bevorzugte übertragen hat; häufig in der irrthümlichen Mei⸗ 
nung, durch die Berallgemeine rung von Vorrechten wirkliche 
Rechtsgleichheit herbeizuführen. Unter dieſer Rechtsunſicherheit leiden 
namentlich unſere öffentlichen Verkehrsanſtalten, die wir zum großen 
Theile monopoliſirt in Privgthänden ſehen, während verſtändigerweiſe 
hier überall der Grundſatz herrſchen ſollte: daß Einrichtungen, die im 
öffentlichen Intereſſe geſchaffen werden müſſen, deren Betrieb Ge⸗ 
winn bringen kann, und die doch nicht der freien Concurrenz Aller 
überlaſſen werden können — daß ſolche Einrichtungen nimmermehr 
zum Gegenſtande der Privatſpeculation werden dürfen. Wäre dieſer 
Grundſatz ſtets conſequent durchgeführt worden, ſo würden wir es 
jetzt nicht beklagen, daß der Staat einem künſtlich großgezogenen und 
gehätfchelten „Eiſenbahnkönigthum“ durch den Ausbau des ele⸗— 
mentaren Landſtraßennetzes Unterthanen- und Handlan⸗ 
gerdienſte leiſtet. 

Indeſſen, es beginnt zu tagen. Immer tiefer geht die Ueber⸗ 
zeugung, daß alle unſere Staatsordnung vom Geiſte der Rechtsgleich⸗ 
heit getragen ſein müſſe. Daß die neue Erkenntniß von unten, aus 
dem unvertilgbaren Rechtsgefühl des Volkes, kömmt, iſt nur eine Ge⸗ 
währ für ihre Richtigkeit und für ihre große Zukunft. 


Mittheilung aus der Praxis. 


Die Beamteten einer Gemeinde⸗Sparcaſſe können auch dann nicht 

als Bedienſtete der Gemeinde im Sinne der Gemeinde⸗Wahlordnung 

angeſehen werden, wenn die . als ein Gemeinde⸗Inſtitut 
erſcheint. 


Anläßlich der bei den Gemeindewahlen in der Stadt H. ſtattgefundenen 
Wahl des Kanzleivorſtehers der dortigen Gemeinde⸗Sparcaſſe Anton P. in 
den Gemeinde⸗Ausſchuß haben mehrere Wähler einen auf Grund des $ 10, 
Punkt 2 der G. W. O. gegen die Wählbarkeit des P. gerichteten 
Proteſt beim Bürgermeiſter eingebracht. Die Gemeinde H. war be⸗ 
müht, dieſe Einwendung zu entkräften und auch die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft äußerte ſich dahin, daß die Wählbarkeit des P. nicht in 
Zweifel zu ziehen ſei; die Statthalterei jedoch erklärte die Wahl des 
Anton P. für ungiltig, ihre Entſcheidung damit motivirend, daß die 
Sparcaſſe in H. von der Gemeinde H. unter ihrer Haftung 
errichtet wurde (§ 2 der Statuten); daß der Gemeindevertretung der 
Stadt H. die Beſtallung der Beamten der Sparcaſſe, jo wie die 
Wahl des Curatoriums der Sparcaſſe zufteht ($ 4 und 30 der Sta⸗ 
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tuten); daß ferner der Wirkungskreis des von der Gemeinde gewähl⸗ 
ten Curatoriums, namentlich die Stellung eines Sparcaſſebeamten ge- 
genüber der Gemeindevertretung nicht als unbefangen und unabhängig 
erſcheinen läßt und ſomit der § 10, P. 2 der G. W. O. hier An⸗ 
wendung findet. 

Im Miniſterialrecurſe betonte Anton P., daß, wenngleich nach 
§ 2 der Statuten der Sparcaſſe in H. dieſelbe von der Gemeinde 
H. und zwar unter ihrer Haftung errichtet worden, doch der $ 4 der 
Statuten ausdrücklich ſagt: Die Sparcaſſe der Stadt H. iſt 
ſelbſtſtändig und mit der Gemeinde der Stadt H. nur 
durch die Ingerenz der Gemeindevertretung bei Be- 
ſtellung der geſchäftsführenden Perſonen (§ 30) ver⸗ 
bunden, daß die Verwaltung, Verwahrung und Verrechnung des 
Sparcaſſefondes von jener des Gemeindevermögens vollſtändig getrennt 
ſei, daß die Gemeindevertretung zwar nach § 30 der Statuten das 
aus 12 Perſonen beſtehende Euratorium wählt, ja der $ 31 der 
Statuten das Amt eines Sparcaſſecurators ſogar für ein Ehrenamt 
erklärt, daß aber die Anſtellung der Sparcaſſebeamten nicht von der 
Gemeinde, Sondern vom Curatorium ($ 32 der Statuten) und die 
Beſoldung derſelben nicht aus dem Gemeinde- fondern aus dem Spar⸗ 
caſſefond erfolgt; daß auch die Gefchäfte eines ſolchen Sparcaſſebe⸗ 
amten nicht als „Gemeindegeſchäfte“ im Sinne des § 10 der W. O. 
zu verſtehen ſeien, da fie weder im natürlichen noch im übertragenen 
Wirkungskreiſe liegen. N 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 30. Auguſt 1873, 
Z. 14.920 dem Recurſe des Anton P. unter Aufhebung der recur⸗ 
rirten Entſcheidung Folge gegeben und die Wahl desſelben wieder in 
Kraft geſetzt: „Denn wenngleich die Sparcaſſe in H. gemäß § 2 der 
Statuten von der Gemeinde H. unter ihrer Haftung errichtet worden 
iſt, ſo ſagt doch der § 4 ausdrücklich, daß dieſe Sparcaſſe ſelbſtſtän⸗ 
dig iſt und mit der Gemeinde H. nur durch deren Ingerenz auf die 
Beſtellung des Curatoriums ($ 30 der Statuten) verbunden iſt uud 
der § 32, Punkt 7 beſtimmt, daß die Sparcaſſebeamten von dem Cu⸗ 
ratorium und nicht von der Gemeinde ernannt werden. Auch beziehen 
dieſelben ihre Beſoldung aus dem Sparcaſſefonde und nicht aus dem 
Gemeindevermögen. Da ferners die Geſchäfte eines Sparcaſſebeamten, 
ſelbſt wenn die Sparcaſſe als ein Gemeinde⸗Inſtitut angeſehen werden 
ſolle, keine Gemeindegeſchäfte im Sinne des § 10, P. 2 der W. O. 
ſind, ſo fehlen hier zwei der im Geſetze ausgeſprochenen Bedingungen 
zur Ausnahme von der Wählbarkeit, nämlich die Beſorgung von 
eigentlichen Gemeindegeſchäften und die Beſoldung aus der Gemeinde⸗ 
caſſe.“ 7 | « Tr. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe bei dem ſteierm. Statthalterei⸗ 
Rechnungsdepartement Franz Zeidler tarfrei den Titel eines Oberbergrathes ver⸗ 
liehen. ı 
- Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Pribramer Bergdi⸗ 
rection Wenzel Hutter taxfrei den Titel eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Cajetan Sermoet zum Statt⸗ 
haltereirath extra statum in Steiermark ernannt. - 

Der Miniſter des Innern hat den Oberingenieur Anton Malinsky zum 
Baurathe, die Ingenieure Julius Thallmaver, Joſeph Strohmayer und 
Johann Bäumel zu Oberingenieuren und den Bau-Adjuncten Victor Preyß, 
dann den Architekten Michael Fellner zu Ingenieuren im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungrevidenten Salvator Grondoni zum 
Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der Finanzlandesdirection in Zara er⸗ 
nannt. > 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Vincenz Aleſani zum Gteuer- 
Oberinſvector für den Bereich der dalmatiniſchen Finanzlandesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Bernhard Reichenauer, dann 
die Steuerinſpectoren Vincenz v. Pebal und Ludwig Knöbl zu Steuer⸗Oberinſpec⸗ 
toren für die Finanzlandesdirection in Graz ernannt. 0 

Der Finanzminiſter hat den Stenerinſpector Emanuel Jago diz zum Steuer⸗ 
Oberinſpeetor für den Bereich der Finanzdirection in Laibach ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Oberrechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsrath Franz Dworz akzum Oberrechnungsrathe im Acker⸗ 
baumivifterium ernannt. 


Erledigungen. 
Fünf Poſtaffiſtentenſtellen bei der niederöſterreichiſchen Poſtdirection mit je 
600 fl. und dem Stationsorte entſprechender Activitätszulage gegen Caution, bis 20 
November. (Amtsbl. Nr. 247.) 
Oekonomiſche Schätzungs⸗Referentenſtelle in Schleſten für die Grundſteuer⸗ 
Schätzungsbezirke Jagerndorf und Freudenthal mit 4 fl. Taggeld, bis 15. November 
(Am tebl. Nr. 247.) 


Für den Druck verantwortlich C.⸗Piſtori, 


